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Wichtige neue Entscheidung 

 
Bayerisches Umweltinformationsgesetz, Gaststättengesetz: Gaststättenrechtlicher Erlaub-
nisbescheid unterfällt als Umweltinformation dem Auskunftsanspruch 
 
Art. 2 Abs. 2, Art. 3 Abs. 3 BayUIG, § 2 Abs. 1 Satz 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GastG 
 
Zugang zu Umweltinformationen durch Akteneinsicht in gaststättenrechtliche Erlaubnisakten 
Anordnungsgrund im einstweiligen Rechtsschutz - Dringlichkeit 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 22.09.2015, Az. 22 CE 15.1478 
 
 
 
 
Orientierungssätze der LAB: 

1. Da eine gaststättenrechtliche Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GastG nur erteilt 

werden darf, wenn keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu befürchten sind, dienen 

der Erlaubnisvorbehalt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 GastG, die Prüfung insbesondere der 

Erlaubnisvoraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GastG und schließlich die Er-

laubniserteilung selbst (auch) dem Schutz der Umwelt (Rn. 9). 

 

2. Umweltinformationen im Sinne von Art. 2 Abs. 2 BayUIG können demzufolge sein: der 

aktuelle Erlaubnisbescheid, bei lediglich vorläufig erteilter Erlaubnis auch der vorherige 

Erlaubnisbescheid, immissionsschutzfachliche Lärmgutachten, Lärmprognosen und 



Lärmmessergebnisse, ggf. immissionsschutzfachliche Geruchsgutachten als relevante 

Tätigkeiten zum Schutz der Umwelt vor dem Betrieb der Gaststätte (Rn. 9). 

 

3. Der Anordnungsgrund kann sich daraus ergeben, dass die dem Beschleunigungsgrund-

satz folgende Monatsfrist des Art. 3 Abs. 3 BayUIG seit Stellung des Auskunftsgesuchs 

bereits länger verstrichen ist (hier: über drei Monate) und somit die Dringlichkeit der Er-

füllung des Zugangsbegehrens umso mehr Gewicht erlangt (Rn. 13).  

 

 

Hinweis: 

Der 22. Senat des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs hatte über die Gewährung von 

Akteneinsicht in die von der Antragsgegnerin für die Gaststätte des Beigeladenen geführten 

gaststättenrechtlichen Erlaubnisakten zu entscheiden, nachdem das erstinstanzliche Ge-

richt das Vorliegen von Umweltinformationen verneint und den Erlass einer einstweiligen 

Anordnung abgelehnt hatte.  

 

Der Senat betont in der Beschlussbegründung, dass der Tatbestand des Art. 2 Abs. 2 

BayUIG sehr weit zu verstehen ist und im Hinblick auf die Zielsetzung des Gesetzes jede 

Tätigkeit einer Behörde mit einschließt, die dem Schutz der Umwelt dient. Zum Begriff der 

Umweltinformation zählen alle Daten im Zusammenhang mit Tätigkeiten im Sinne von Art. 2 

Abs. 2 Nr. 3 BayUIG. Nach dem Vorbringen des Auskunftsbegehrenden muss es möglich 

und hinreichend wahrscheinlich sein, dass der strittige Gaststättenbetrieb über der Gering-

fügigkeitsgrenze liegende Auswirkungen auf immissionsschutzfachliche Belange hat – im 

Falle der Gaststätte werden dies in der Regel Lärm und Geruch sein.  
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G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

****** ******, 

************** ***, ***** *******, 

 - ************* - 

 

**************: 

************* **** & ****., 

*****-******-***. *, ***** ********, 

 

gegen 

 

Landeshauptstadt München, 

vertreten durch den Oberbürgermeister, 

Kreisverwaltungsreferat Hauptabteilung I, 

Ruppertstr. 19, 80337 München, 

 - Antragsgegnerin - 

 

beigeladen: 

****** ******** 

************ ** ***** ***************** 

 

bevollmächtigt: 

***** ************** 

********** *** ***** ******** 

 

wegen 

 

Zugänglichmachung von in gaststättenrechtlichen Erlaubnisakten enthaltenen Infor-

mationen (Antrag nach § 123 VwGO); 

hier: Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Bayerischen Verwal-

tungsgerichts München vom 22. Juni 2015, 



 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 22. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Schenk, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Demling, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Dietz 

 

ohne mündliche Verhandlung am 22. September 2015 

folgenden 

 

Beschluss: 

 

 I. Ziffern I und II des Beschlusses des Bayerischen Verwaltungsge-

richts München vom 22. Juni 2015 werden geändert. 

 

 II. Die Antragsgegnerin wird verpflichtet, dem Antragsteller Einsicht in 

folgende Informationen zu gewähren, die in ihren gaststättenrechtli-

chen Erlaubnisakten zum Betrieb des Beigeladenen enthalten sind: 

Aktueller Erlaubnisbescheid, bei lediglich vorläufig erteilter Erlaubnis 

auch vorheriger Erlaubnisbescheid, immissionsschutzfachliche Lärm-

gutachten, Lärmprognosen und Lärmmessergebnisse; ggf. immis-

sionsschutzfachliche Geruchsgutachten.   

Im Übrigen werden der Antrag abgelehnt und die Beschwerde zu-

rückgewiesen. 

 

 III. Von den Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen haben der 

Antragsteller und die Antragsgegnerin jeweils die Hälfte zu tragen. 

Der Beigeladene trägt seine außergerichtlichen Kosten selbst.  

 

 IV. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 2.500 Euro fest-

gesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Der Antragsteller begehrt im Wege der einstweiligen Anordnung die Gewährung von 

Akteneinsicht in die von der Antragsgegnerin für die Gaststätte des Beigeladenen 

geführten gaststättenrechtlichen Erlaubnisakten, um sich gegen Immissionen aus 

1 



diesem Betrieb wehren zu können. Die Antragsgegnerin hat dies u.a. unter Verweis 

auf die fehlende Verfahrensbeteiligung des Antragstellers versagt und das Vorliegen 

von Umweltinformationen verneint.  

 

Einen diesbezüglichen Antrag des Antragstellers nach § 123 VwGO hat das Verwal-

tungsgericht mit Beschluss vom 22. Juni 2015 abgelehnt; hiergegen richtet sich die 

Beschwerde des Antragstellers.  

 

Die Antragsgegnerin tritt der Beschwerde entgegen; ebenso sinngemäß der Beigela-

dene. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf die Gerichtsakten.  

 

II. 

 

Die Beschwerde ist teilweise begründet. Die Beschwerdebegründung des Antrag-

stellers, auf deren Prüfung der Verwaltungsgerichtshof beschränkt ist (§ 146 Abs. 4 

Satz 6 VwGO), erfordert eine teilweise Änderung des angefochtenen Beschlusses. 

 

Die Ausführungen der Beschwerdebegründung rechtfertigen nicht, die Antragsgeg-

nerin im Wege der einstweiligen Anordnung zur Gewährung umfassender Aktenein-

sicht bezüglich aller Verwaltungshandlungen im Zusammenhang mit der Erteilung 

einer Gaststättenerlaubnis an den Beigeladenen für den Betrieb seiner Gaststätte zu 

verpflichten, sondern lediglich zur Zugänglichmachung bestimmter in den von ihr 

über den Betrieb des Beigeladenen geführten gaststättenrechtlichen Erlaubnisakten 

enthaltener Informationen: aktueller Erlaubnisbescheid, bei lediglich vorläufig erteilter 

Erlaubnis auch vorheriger Erlaubnisbescheid, immissionsschutzfachliche Lärmgut-

achten, Lärmprognosen und Lärmmessergebnisse, ggf. immissionsschutzfachliche 

Geruchsgutachten. Für einen weitergehenden Anspruch hat der Antragsteller zumin-

dest keinen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht; auch im Hinblick auf einen Anord-

nungsanspruch bestehen Zweifel. Für die oben genannten Informationen sind die 

Voraussetzungen für den Erlass einer einstweiligen Anordnung hingegen erfüllt. 

 

Der Antragsteller begehrt eine die Hauptsache irreversibel vorwegnehmende vor-

läufige Regelung, die nach § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO nur ergehen kann, wenn ein 

hoher Grad an Wahrscheinlichkeit für einen Erfolg auch in der Hauptsache spricht 

und wenn die ohne einstweilige Anordnung zu erwartenden Nachteile für den Antrag-

steller unzumutbar wären (vgl. BayVGH, B.v. 16.9.2011 – 22 CE 11.2174 – Rn. 3). 

Dies hat der Antragsteller im Beschwerdeverfahren nur für einen Anspruch auf Zu-
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gang zu Umweltinformationen glaubhaft gemacht, nicht jedoch für einen weiter-

reichenden allgemeinen Akteneinsichtsanspruch (vgl. § 123 Abs. 3 VwGO i.V.m. 

§ 920 Abs. 2 ZPO). 

 

1. Der Antragsteller hat einen Anspruch auf Zugang zu Umweltinformationen über die 

vom Beigeladenen betriebene Gaststätte als Anordnungsanspruch glaubhaft ge-

macht. 

 

a) Der Antragsteller begehrt Zugang zu Umweltinformationen. Umweltinformationen 

sind nach Art. 2 Abs. 2 BayUIG alle Daten u.a. über Faktoren wie Lärm und Emis-

sionen sowie über Maßnahmen oder Tätigkeiten, die sich auf Umweltbestandteile 

auswirken oder wahrscheinlich auswirken. Dieser Begriff ist von der Zielsetzung einer 

Transparenz zwischen Bürger und Staat in Angelegenheiten des Umweltschutzes 

her weit auszulegen und schließt jede Tätigkeit einer Behörde ein, die dem Schutz 

der Umwelt dient (vgl. BVerwG, U.v. 25.3.1999 – 7 C 21.98 – BVerwGE 108, 369/376 

m.w.N.). Dazu zählen alle Daten im Zusammenhang mit Tätigkeiten im Sinne von 

Art. 2 Abs. 2 Nr. 3 BayUIG, ohne dass dies für jede einzelne Angabe gesondert fest-

gestellt zu werden braucht (vgl. BVerwG, U.v. 24.9.2009 – 7 C 2.09 – NVwZ 2010, 

189; OVG Rh-Pf, U.v. 1.3.2011 – 8 A 2861/07 – juris Rn. 62 zu § 2 Abs. 3 Nr. 3 UIG). 

Da eine gaststättenrechtliche Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GastG nur erteilt 

werden darf, wenn keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu befürchten sind, die-

nen der Erlaubnisvorbehalt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 GastG, die Prüfung insbesonde-

re der Erlaubnisvoraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GastG und schließlich 

die Erlaubniserteilung – ggf. unter umweltschützenden Nebenbestimmungen – 

(auch) dem Schutz der Umwelt. Umweltinformationen sind hier aktueller Erlaubnis-

bescheid, bei lediglich vorläufig erteilter Erlaubnis auch vorheriger Erlaubnisbe-

scheid, immissionsschutzfachliche Lärmgutachten, Lärmprognosen und Lärmmess-

ergebnisse, ggf. immissionsschutzfachliche Geruchsgutachten als relevante Tätigkei-

ten zum Schutz der Umwelt vor dem Betrieb des Beigeladenen. Es ist nach dem Be-

schwerdevorbringen hinreichend wahrscheinlich, dass sich etwaige Immissionen aus 

diesem Betrieb auf die Umwelt auswirken, wobei ein potentieller Wir-

kungszusammenhang genügt (vgl. OVG Rh-Pf, U.v. 30.1.2014 – 1 A 10999/13 – juris 

Rn. 49 m.w.N.). Es ist jedenfalls möglich, dass der strittige Gaststättenbetrieb über 

der Geringfügigkeitsgrenze liegende Auswirkungen auf immissionsschutzfachliche 

Belange hat (vgl. BayVGH, B.v. 2.10.2007 – 22 CE 07.2187 – Rn. 2).  

 

b) Die Antragsgegnerin ist eine nach Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 BayUIG i.V.m. § 1 Abs. 1 

GastV und Art. 9 Abs. 1 Satz 1 BayGO informationspflichtige Stelle. Sie verfügt auch 

über die strittigen Informationen. Gegenteiliges hat sie nicht eingewandt; auch hat sie 
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nicht substantiiert mitgeteilt, dass und wo die begehrten Informationen anderweitig im 

Sinne von Art. 3 Abs. 2 Satz 3 BayUIG bereits zur Verfügung stünden.  

 

c) Nach dem Vortrag der Beteiligten stehen dem Zugang zu den genannten Umwelt-

informationen keine von Art. 7 und Art. 8 BayUIG geschützten Belange entgegen (für 

Emissionsdaten gilt zudem Art. 8 Abs. 1 Satz 2 BayUIG). Insbesondere hat der vom 

Verwaltungsgerichtshof zum Verfahren beigeladene Gastwirt keine solchen Belange 

geltend gemacht. Allerdings erstreckt sich der Anspruch des Antragstellers nach 

Art. 3 Abs. 1 und Abs. 2 BayUIG nur auf Umweltinformationen. Andere, insbesondere 

die gaststättenrechtliche Zuverlässigkeit des Beigeladenen (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

GastG) betreffende Informationen sind von diesem Anspruch nicht umfasst. Sollten 

solche in den im Tenor genannten Unterlagen enthalten sein, hat die Antragsgegne-

rin sie in geeigneter Weise vor der Zugangsgewährung unkenntlich zu machen (vgl. 

BVerwG, U.v. 25.3.1999 – 7 C 21.98 – BVerwGE 108, 369/379).  

 

d) Gewichtige Gründe gegen die vom Antragsteller begehrte Gewährung von Akten-

einsicht sind weder geltend gemacht noch ersichtlich (Art. 3 Abs. 2 Satz 1 BayUIG). 

 

2. Hinsichtlich des unter II.1. genannten Anordnungsanspruchs hat der Antragsteller 

auch einen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht. Die Unzumutbarkeit eines Zuwar-

tens bis zum Ausgang eines etwaigen Klageverfahrens in der Hauptsache ergibt sich 

zwar nicht allein aus einer etwaigen Beeinträchtigung seiner in derselben Wohnei-

gentumsanlage wie die Gaststättenräume gelegenen Wohnung. Dass er nach eige-

nem Vortrag fortdauernden Lärm- und Geruchsimmissionen ausgesetzt sei, genügt 

allein wohl noch nicht, denn dass diese bis zum Abschluss des Hauptsachverfahrens 

unzumutbar wären, ist nur behauptet, aber nicht substantiiert. Allerdings kann der 

Antragsteller für seinen Anordnungsgrund zusätzlich auf die aus dem Beschleuni-

gungsgrundsatz folgende Monatsfrist des Art. 3 Abs. 3 BayUIG verweisen. Diese ist 

vorliegend seit seinem an die Antragsgegnerin gerichteten Zugangsbegehren bereits 

länger verstrichen, so dass die Dringlichkeit der Erfüllung des Zugangsbegehrens 

umso mehr Gewicht erlangt (wie hier Troidl, BayVBl. 2015, 581/590). Zwar sieht 

Art. 9 BayUIG keine speziellen Erleichterungen im Verfahren des vorläufigen Rechts-

schutzes vor, so dass die einstweilige Anordnung auch hier nötig erscheinen muss, 

um wesentliche Nachteile abzuwenden, doch legen die dem Umweltinforma-

tionsgesetz zu Grunde liegenden Zwecke jedenfalls dann eine Beschleunigung der 

Rechtsdurchsetzung nahe, wenn der Regelungsanspruch einen hohen Evidenzgrad 

besitzt. Die Unzumutbarkeit der Verweisung des Rechtsuchenden auf ein Hauptsa-

cheverfahren wird auch hier zusätzlich von materiell-rechtlichen Wertungen beein-

flusst (vgl. BayVGH, B.v. 22.11.2000 – 22 ZE 00.2779 – NVwZ 2001, 342 f.). Daher 
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ist ein Anordnungsgrund insoweit glaubhaft gemacht.  

 

3. Keinen Anordnungsgrund hat der Antragsteller hingegen für seine weiterreichen-

den Ansprüche auf Akteneinsicht und Information glaubhaft gemacht, so dass die 

Prüfung und ggf. Erfüllung der behaupteten Ansprüche erforderlichenfalls einem 

Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben muss. Weder sind dem Antragsteller dro-

hende unzumutbare Nachteile hinreichend substantiiert vorgebracht, noch findet die 

Annahme einer Dringlichkeit sonst eine Stütze. Was den Anordnungsanspruch an-

geht, ist darauf hinzuweisen, dass die Umweltinformationsgesetze nicht bezwecken, 

ein allgemeines und unbegrenztes Zugangsrecht zu allen bei den Behörden verfüg-

baren Informationen zu gewähren, die auch nur den geringsten Bezug zu einem der 

geschützten Umweltgüter oder -belange aufweisen (vgl. EuGH, U.v. 12.6.2003 – C-

316/01 – Slg. 2003, I-5995 Rn. 25; BayVGH, B.v. 2.10.2007 – 22 CE 07.2187 – 

Rn. 2). Es ist auch darauf hinzuweisen, dass die Bekanntgabe personenbezogener 

Daten über die gaststättenrechtliche Zuverlässigkeit des Beigeladenen dessen 

schutzwürdige Interessen beeinträchtigen könnte (Art. 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayUIG). 

 

Kosten: § 155 Abs. 1 Satz 1 VwGO. Die außergerichtlichen Kosten des Beigela-

denen waren den anderen Beteiligten auch nicht teilweise aus Billigkeit aufzuerlegen, 

da der Beigeladene zwar einen – sachlich falschen – Antrag auf Klageabweisung 

statt auf Beschwerdezurückweisung gestellt hat und damit ein Kostenrisiko einge-

gangen ist, aber das Verfahren inhaltlich in keiner Weise gefördert hat. 

 

Streitwert: § 47 Abs. 1, § 52 Abs. 2, § 53 Abs. 2 Nr. 1 GKG; wie Vorinstanz. 

 

 

 

Dr. Schenk                                        Demling                                          Dr. Dietz 
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